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Gesamtthema »Christen und Kırchen« »gerade uch die Lajen« 1Im Auge haben, richtet sıch nıcht
die utoren (dort ware Beitrag Beıtrag tehl m Platze), sondern wendet sıch die »Öffentlichkeit«,
vorab die Medien (vgl

Im Zusammenhang mıiıt der »Bewährung«, die das Grundgesetz gegenwärtig bestehen hat, wirken die
einzelnen Beiträge WwIıe ıne ebenso verläßliche wI1ıe präzıse Einführung und Einübung in das Leistende:
»Der hıstorische Ort des Grundgesetzes: 1648 1789 1949« Konrad Repgen) »Verfassungziele der
Kiırchen besonderer Berücksichtigung des Grundgesetzes« au Mikat) »Die Kirchen dem
Grundgesetz 9—-1989« (Axel Freiherr “von Campenhausen). »4 Jahre Grundgesetz ıne Bestandsauf-
nahme« (Hans Maıer) »40 Jahre Grundgesetz ıne Bestandsautnahme« (Roman Herzog). »Christen,
Grundgesetz und Grundrechte« anfre. Spieker); dieser Beıtrag wurde nachträglıch aufgenommen (S 8
„Nachwort« (Bischof Karl Lehmann).

Wer der Geschichte lernen bereit und in der Lage Ist, wırd z.B mıiıt Gewinn die Geschichte der
Forderungen verfolgen, die 11 1948 VO|  - katholischer und evangelischer Seıite dem Parlamentari-
schen Rat vorgelegt wurden: das Recht leben und das Recht auf die Unverletzlichkeit des Körpers,die Regelung des Verhältnisses Von Staat und Kırche, das Elternrecht bezüglich der Schule und das
Recht der Privatschulen, 4.die Frage des Reichskonkordates (5. 54—69; 1kat) Ahnlich ehrreich die
Darstellung des politischen Engagements der Christen ın Sachen Grundrechte seıt 1945 ja  >
Spieker) der dıe Darstellung des Staat-Kıirche-Verhältnisses dem Grundgesetz (S /9—84; Campen-ausen) Zu den hıstorisch-politischen Erfahrungen gehört ebenso die Erinnerung daran, Parlamen-
tarıschen Rat die Verfassungsziele der Kırchen »aus eiıner Posıtion der Miınderheit« vorzutragen
(5,67: Mikat), wIıe dıe Analyse der Entwicklung uUuNnNsercs »Parteiensystems« (D 121—-125; Herzog). Dıie
Beiträge Von Repgen und Maıer lassen offen, daß gerade VO Grundgesetz her Wege einem typischenGeschichtsbild und Geschichtsbewußtsein g1bt. Maıer schließt seiınen Beitrag mıiıt dem Wunsch, dafß die
Deutschen »sich Manc. 5SOgar ihrer gegenwärtigen Verfassung treuen« (5. 110) Auch WENN, wIıe

Herzog seınen Beitrag Frühjahr 1989 chlofß, »Mıt Verfassungen alleın die Zukunft cht pachten
Martın Gritz1St« > 125)

ERNST-WOLFGANG BÖCKENFÖRDE: Polıtischer Auftrag und kırchliches Handeln ten Staat
Gesellsc! Kirche 2 Freiburg: Herder Verlag 1989 237 Geb 49 ,—

Seit mehr als drei Jahrzehnten analysıert der Staatsrechtler und Rechtshistoriker Ernst-Wolfgang Böcken-
Oor'! mıiıt kritischem Blick den Weg der Katholischen Kırche 1ın der Bundesrepublik. Im zweıten Band seiner
»Schritten Staat Gesellschaft Kirche« bringt Aufsätze und Vorträge den Jahren 1960 bıs 1984
ZU) Wiederabdruck, die »Inhalt, Umfang und renzen des ‚polıtischen Mandats« der Kırche« (S
kreisen. Dabei geht der heute nıcht miınder brisanten Frage nach, wWann kırchliche Amtsträger die
»Umsetzung und Verwirklichung der christlichen Botschaft« (5.7) 1m politischen Raum dem freien
Ermessen der Gläubigen überlassen sollten und Wann s1e des Evangelıums wiıllen politischemBekenntnis selbst sınd

Das Kapıtel des Buches (D 15—87 en! reıi gemeinsam mıt Robert Spaemann verftaßte Autsätze ZuUur

bundesrepublikanischen Debatte einer nuklearen NATO-Abwehrstrategie Anfang der sechzigerJahre Die
Grundthese, der Böckentörde uch heute uneingeschränkt steht, »keın aDsolutes Verteidigungs-recht« geben könne und eın »FEınsatz Kampfmittel« der »unkontrollierbaren
Zerstörungswirkungen« selbst ZUuUr Verteidigung der eıgenen politischen Freiheitsordnung »sıttlıch NeTrT-
laubt« se1l (5.8, vgl! 5. 69), wirkte auf dem Höhepunkt des Kalten Krieges mıiıt Mauerbau und
Schießbefehl ungemeın provokatıv.

Auch die ıer Beıträge des Kapıtels (D 21-158) sınd auf dem Hıntergrund aktueller zeitgeschichtlicherEntwicklungen verstehen: das Aufkommen der politischen Theologie Ende der sechziger ]ınsbesondere infolge der Reflexion südamerikanischer Unrechtszustände kontrastiert ın eigenwilligerWeıse den ıIn der Bundesrepublik gerade vollzogenen Rückzug der tskirche aus einer VO:  3 vielen als
CN empfundenen (parteı)polıtischen Bindung. Ob die VvVom Vertasser vorgeschlagene Aufgabentrennungzwıschen priesterlicher Verkündigung und laıkalem Weltauftrag immer strikt einzuhalten ist, wırd
insbesondere auf Grund der Erfahrungen ach dem Untergang des DDR-Regimes in Frage stellen se1N:
zumindest vorübergehend sınd Sıtuationen denkbar, ın denen uch kirchliche Amtsträger sıch cht davor
drücken dürten, eın politisches Vakuum aufzufüllen und polıtische Autbauarbeit eisten.
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Wenn Öckentörde anderem den päpstlichen Sozialenzykliken jedweden »DesonNderen Verbind-
lichkeitsanspruch« abspricht und diese bloß als » Ansıchten und Anregungen der Person oder Stelle, VOoON der
sıe ausgehen« (> 115), gelten lassen möchte und ın diesem Zusammenhang VOrT einem »Überschreiten«
bzw. einem »objektiven Mißbrauch der Zuständigkeit der kirchlichen Amtsträger« WAarn(t, verkennt der
Autor die sozıale Dımension der Offenbarung, die eın unverzichtbarer Bestandteil der autorıtatıven
kirchlichen Lehrunterweisung ISt.

Im Teıl des Buches (D 161—230) befaßt sıch Böckentörde mMiıt Fragen des kirchlichen Naturrechts, der
Reform des Paragraphen 218 und heutigen Herausforderungen der Christlıchen Sozijallehre. Es steht außer
Zweıtel, der Vertasser mıt seiınen engagıerten Beıträgen die gesellschaftspolitische Diskussion 1m
Nachkriegskatholizismus stark beeinflußt hat. Allerdings verlangt die aktuelle Auseinandersetzung mıiıt
»heißen« politischen Themen uch dıe innere Bereitschaft, die eigenen Thesen aus spaterer Warte
überdenken und modiıtizıeren: diese Problematıik wiırd ın der Einleitung des Buches (D 7/-12) jedoch
nıcht hinreichend retlektiert. Dabei bietet Böckentörde selbst eın treffendes Beispiel, wıe sehr zeıtgenÖss1-
sche Entwicklungen seinen eigenen Erkenntnistortschritt beeinflufßt en 1970 hatte den Vorschlag
Rahners entschieden zurückgewılesen, der Amtskirche 1m Zwischenbereich »zwischen Glaubensverkündıi-
gung und konkretem politischen Handeln eın sOgenNannteSs »prophetisches Amt:« zuzusprechen, das nıcht mıiıt

Verbindlichkeıit, doktrinell-dogmatisch, ber doch richtungsweisend und nıcht unverbindliıch-
beliebig sprechen könne« (D 116) In eiıner Analyse der »politischen Theologie« VO  — Johannes Paul II.
(1980/84) greift diese Idee jedoch selbst als »neuartıges Amt der Kırche« auf »Mıt dieser Berufung auf eın
Prophetenamt der Kirche wırd gegenüber der Zuordnung ZU) Hırten- und Lehramt eın Akzent
PESETZL, womöglıch eıne Cu«cC Dımension kiırchlicher Wırksamkeıit erschlossen« S> 133)

Viele der von Böckenförde vorgetragenen Thesen haben uch nach ZWanzıg und dreißig Jahren nıchts
VO:  - iıhrer Überzeugungskraft verloren: 1€e5s5 u tür den Schartsınn der in diesem Band vorgetragenen
Analysen. Allerdings versaumt der Autor, sıch in seiıner Einleitung eingehend in selbstkritischer Bılanz
ach dem Stellenwert seiner Aufsätze aus heutiger Siıcht befragen. Der Leser ware ankbar SCWESCH,
mehr ber Anlafß und Wirkungsgeschichte der einzelnen Artikel ertahren. Auch bleibt dem Leser
überlassen, ber die Zusammenstellung der Artıkel in diesem Band und die Gründe für deren Neuveröffent-
lıchung nachzugrübeln. Als rein memoırısche Retrospektive waren die in diesem Band zusammengefaßten
Auftfsätze mMit Sicherheit unterbewertet. Heinz-Albert Raem

(CHRISTIAN HUBER: Das Grundrecht auf Freiheit bei der ahl des Lebensstandes. Fıne Untersuchung
219 des kirchlichen Gesetzbuches (Dıssertationen Kanonistische Reihe Bd 2) Erzabtei St. Ottilıen:

FEOS Verlag 1988 X XVII und 158 Brosch. 19,80

Es handelt sıch eine 1m Wıntersemester 986/87 eingereichte, ach dem Oktober 1988 erschıenene
Münchener kanonistische Lizentiatsarbeıt, deren Vertasser gegenwärtig Vernehmungsrichter bischöfli-
chen Offtizıalat Speyer 1St. Das Manuskript ist fast völlig tehlertreı und sehr sauber vervielfältigt
(Laserdruck); besonders loben 1st der außerst wohlteile Preıs des solıde klebegebundenen Büchleins.

Kirchliche Grundrechte sınd eın auc kirchenpolitisch) spannendes Thema; der Autor hat sıch das
verglichen z.B mit dem allgemeinen Gleichheitsgrundrecht des c. 208 überschaubar erscheinende
Grundrecht auf treıe Wahl des Lebensstandes herausgegriffen und untersucht seiıne rechtliche Relevanz in
rei Schritten.

Im ersien Teil wiırd (etwas umständlıch) der Begriff »STAaLus Vitae« des 219 geklärt. Huber stellt fest, daß
sıch hier nıcht den indıviduellen Personalstatus andelt, sondern die rechtliche Erfassung eıner

Gruppe, also UI ıne Kollektivbezeichnung. Leider benutzt nıcht dıe zutreffende Terminologıe, sondern
spricht, das Rıichtige meıinend, fälschlich von einem »soziologischen« Status. Den meınt der CC als
Normordnung aber gerade nıcht. »Soziologisch« gesehen waren auch hauptberufliche Laientheologen
(Prediger, Pastoralreferenten, Gemeindeassistenten) mMiıt dem Klerikerstand eiıner Gruppe vereinıgen
(auf diesen »sOzlologischen« Klerikerbegriff hat selbst Kardıinal Ratzınger einmal auf der römischen
Bischofssynode 1988 ausdrücklich hingewiesen); 1er geht ber rechtlich schart fassende
Abgrenzungen. Andererseıts gehört auch eın seıt Jahren entkirchlichter und in einem weltlichen Berut
arbeitender, jedoch nıcht laisıerter Priester kanonistisch Z.U) Klerikerstand, soziologisch aber eberi nıcht.

Der zayeıte Teil versucht auf Seıten, das Grundrecht AUuS 219 zunächst allgemeın ertassen und in
den Rahmen der weıteren kanonischen Grundrechte und Grundpflichten einzuordnen. Der Versuch,


